
Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

20-13975
Mitteilung

öffentlich

Betreff:

Interkulturelle Woche 2020 "Zusammen leben, zusammen 
wachsen."
Organisationseinheit:
Dezernat V 
50 Fachbereich Soziales und Gesundheit

Datum:
19.08.2020

Beratungsfolge Sitzungstermin Status

Ausschuss für Integrationsfragen (zur Kenntnis) 01.09.2020 Ö

Sachverhalt:
Die bundesweit jährlich stattfindende Interkulturelle Woche (IKW) ist eine Initiative der 
Deutschen Bischofskonferenz (DBK), der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und 
der Griechisch-Orthodoxen Metropolie. Sie findet seit 1975 statt und wird von Kirchen, 
Kommunen, Wohlfahrtsverbänden, Gewerkschaften, Integrationsbeiräten und -beauftragten, 
Migrantenorganisationen, Religionsgemeinschaften und Initiativgruppen unterstützt und 
mitgetragen. In mehr als 500 Städten und Gemeinden werden vom 27. September bis 
4. Oktober 2020 rund 5.000 Veranstaltungen durchgeführt. Der Tag des Flüchtlings am 
2. Oktober 2020 ist Bestandteil der IKW.

2011 war die Stadt Braunschweig Ausrichterin der Interkulturellen Woche. Der Ort der 
Auftaktveranstaltung ist wechselnd, in diesem Jahr wird die Stadt München die IKW 
ausrichten. Braunschweig wird aktionsstark unter der Koordination des Büros für 
Migrationsfragen an der Interkulturellen Woche 2020 teilnehmen. 

Auf der Website www.braunschweig.de/interkulturell werden Veranstaltungen und Angebote 
sowohl von der Stadt als auch von vielen weiteren Akteurinnen und Akteuren beworben, wie 
zum Beispiel die Kinofilmvorführung im Universum Filmtheater in Zusammenarbeit mit dem 
Büro für Migrationsfragen; der Fotowettbewerb zu dem das Bundesprogramm Demokratie 
leben! Braunschweig aufruft, der Hörspaziergang "People of Color" durch Rimpaus Garten 
als Beitrag zum Begleitprogramm des Braunschweiger Lichtparcours 2020 (Fachbereich 
Kultur und Wissenschaft), gestaltet von und mit dem TheatreFragile unter Einbindung 
Braunschweiger Maskenspielerinnen; das künstlerische Bildungs- und Integrationsprojekt 
"Lebende Kunst aus der ganzen Welt", umgesetzt von Poldeh e. V. oder die  acht 
dezentralen "Tafeln der Demokratie", organsiert durch mehrere soziale Braunschweiger 
Organisationen. Auch das vom Büro für Migrationsfragen jährlich angebotene "Café 
Littéraire" soll im Zeitraum der Interkulturellen Woche stattfinden. 

Alle Veranstaltungen finden unter Beachtung und Einhaltung der pandemiebedingten 
Auflagen statt.

Die Mitglieder des Ausschusses für Integrationsfragen sind herzlich eingeladen, an den 
Veranstaltungen der Interkulturellen Woche 2020 in Braunschweig teilzunehmen.

Dr. Arbogast

Anlage/n: keine
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http://www.braunschweig.de/interkulturell


A b s e n d e r :

Fraktion DIE LINKE. im Rat der Stadt 20-13551
Antrag (öffentlich)

Betreff:

Beschluss "Sicherer Hafen" mit Leben erfüllen
Empfänger:
Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

Datum:
09.06.2020

Beratungsfolge: Status

Ausschuss für Integrationsfragen (Vorberatung) 10.06.2020 Ö
Verwaltungsausschuss (Vorberatung) 07.07.2020 N
Rat der Stadt Braunschweig (Entscheidung) 14.07.2020 Ö

Beschlussvorschlag:

Der Rat möge beschließen:

1. Die Verwaltung wird gebeten, konkrete Umsetzungsmöglichkeiten zu erarbeiten und dem 
Rat zur Beschlussfassung vorzulegen, wie eine aktive Unterstützung der Seenotrettung 
aussehen könnte (zum Beispiel Übernahme einer Patenschaft für ein ziviles 
Seenotrettungsschiff oder die Beteiligung an einer solchen Patenschaft).
 
2. Die Stadt Braunschweig hat sich bereit erklärt, aus Seenot gerettete Menschen direkt 
aufzunehmen und unterzubringen. In Zukunft bemüht sie sich aktiv, dies auch umzusetzen.

3. Die Stadt Braunschweig wird zukünftig aktiv im Bündnis „Städte sicherer Häfen“ 
mitarbeiten. Entsprechende Ressourcen sind bereit zu stellen.

Sachverhalt:

Am 18.12.2018 hat der Rat mehrheitlich beschlossen, dass Braunschweig ein „Sicherer 
Hafen“ wird. Seitdem wurde kein einziger aus Seenot geretteter Geflüchteter über die 
Verteilerquote hinaus in der Stadt aufgenommen. Die Enttäuschung darüber wird in einem 
Schreiben der Seebrücke Braunschweig mehr als deutlich (siehe Anhang).
Ein Ziel des Antrages ist es, dass der Beschluss auch mit Leben gefüllt wird und die 
berechtigten Forderungen der Seebrücke berücksichtigt werden.

Anlagen: Offener Brief
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Braunschweig, den 27.05.2020 

 

 

 

Offener Brief an die Stadt Braunschweig: Sicherer Hafen Braunschweig 

 

Lieber Herr Oberbürgermeister Markurth, liebe Fraktionen im Stadtrat und liebe 

Braunschweiger*innen, 

wir als Initiative „Seebrücke Braunschweig“ versuchen nun schon seit einiger Zeit in 

Braunschweig durch Druck auf die Öffentlichkeit und auf die Stadt Braunschweig, auf 

Menschen auf der Flucht aufmerksam zu machen, welche sich oftmals in lebensbedrohlichen 

Lebenslagen befinden. Wir setzen uns ein für die Evakuierung aller Lager. Wir finden: die 

Diskriminierung von Geflüchteten und die Kriminalisierung von Seenotrettung muss endlich 

aufhören. 

Besonders prekär ist immer noch! die Lage auf den griechischen Inseln. Europa (und damit 

auch unsere Bundesregierung) schaut weg und lässt Menschenrechte scheinbar nicht gelten. 

Die zivile Seenotrettung wird zudem weiterhin kriminalisiert, während von staatlicher Seite 

aus keinerlei Bemühungen zur Rettung von in Seenot Geratener zu erkennen sind.  

Wir erwarten von der Stadt Braunschweig, dass sie sich öffentlich mit Menschen auf der 

Flucht solidarisiert und sich dafür einsetzt, dass Schutzsuchende nach Braunschweig 

kommen können. 

Wir fragen uns was für eine Wirkung es hat, wenn selbst eine Stadt wie Braunschweig, die 

sich als sicheren Hafen bezeichnen möchte, sich in keiner Weise für die Auflösung der Lager 

auf den griechischen Inseln, für Seenotrettung auf dem Mittelmeer und für eine dezentrale 

Unterbringung von Schutzsuchenden einsetzt.  

Ende März erreichte uns eine Antwort des Stadtrates auf unsere Bürger*innenanfrage die 

diese (für uns sehr beschämende) Einstellung der Stadt Braunschweig zu dem Thema noch 

einmal untermauert. So lautet die Antwort auf unsere Anfrage unter anderem so: „Es sind 

seitens der Verwaltung der Stadt Braunschweig keine Ressourcen vorhanden, sich derzeit an 

der aktiven Mitarbeit im Bündnis „Städte sicherer Häfen“ zu beteiligen. 

Wir werden das nicht einfach so hinnehmen. Wir wollen aktives Handeln!  

 

Andere Städte geben durch spürbare Impulse, den Worten: „Sicherer Hafen“ wirkliche 

Bedeutung und lassen sie nicht einfach zu einem Lippenbekenntnis verkommen. Potsdam 

arbeitet schon seit geraumer Zeit daran, eine Vernetzung der Städte, die sich zum sicheren 

Hafen erklärt haben („Städte sicherer Häfen“), voranzubringen, um größeren und 

effektiveren Druck auf unsere Bundesregierung ausüben zu können.  

Ein weiteres Beispiel: Die Stadt Konstanz positioniert über die Fraktionen hinweg, seit 

September 2019 gegen die Kriminalisierung von Seenotrettung und lässt den Worten auch 

Taten folgen. Erst letzte Woche wurde beschlossen, dass die Stadt von der 
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Seenotrettungsorganisation „Sea Eye e.V.“ eine Patenschaft für das Schiff „Alan Kurdi“ 

übernimmt, die mit einer jährlichen Spende der Stadt Konstanz in Höhe von 10.000 Euro 

verbunden ist.  

Die Stadt Konstanz fordert zudem die Bundesregierung dazu auf, mehr schutzsuchende 

Menschen aufzunehmen.  

 

Seit Dezember 2018 ist Braunschweig nun schon auf dem Papier „sicherer Hafen“ für 

Menschen auf der Flucht. Wir fragen uns: Was macht Braunschweig als „sicherer Hafen“ um 

sich mit Menschen auf der Flucht zu solidarisieren und ihnen Schutz zu bieten? Wie wird von 

Seiten der Stadt Braunschweig pro aktiv Druck auf die Bundes- und Landesregierung 

ausgeübt, so dass mehr schutzsuchende Menschen aufgenommen werden und Lager endlich 

aufgelöst werden? Was wird von Seiten der Stadt Braunschweig getan, um die dezentrale 

Unterbringung von Geflüchteten zu ermöglichen?  

 

Seit Anfang Mai läuft nun die Kampagne der Seebrücken Niedersachsens: „Niedersachsen 

soll sicherer Hafen werden“.  

Es wäre ein erstes Zeichen der Stadt Braunschweig, sich aktiv hinter diese Forderung zu 

stellen, um auch auf Landesebene Druck auf die Bundesregierung auszuüben, zusätzlich 

Geflüchtete aufzunehmen.  

Wir haben viele Fragen, auf die wir bis jetzt leider keine befriedigenden Antworten seitens 

der Stadt Braunschweig bekommen haben. Wir sind darüber zutiefst enttäuscht und 

vermissen Solidarität, Mitgefühl und Menschlichkeit.  

Besonders in diesen schwierigen Zeiten, sollte es doch um Solidarität und Menschlichkeit 

gehen.  

Wir nehmen es nicht hin, dass gelebte Solidarität in Europa, in Deutschland und in 

Braunschweig an den Grenzen zu enden scheint. 

 

Mit friedlichen Grüßen 

Seebrücke Braunschweig  
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